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1. Stichtag für die Grundsteuererklä-
rung wird verlängert 

 
Es gibt einen Steuergott, eine Steuergöttin 
oder Steuergött*innen, egal, ein überirdisches 
Steuerwesen hat Vernunft gesät – selten in 
unserer Branche - und Bund und Länder ha-
ben sich darauf verständigt, die Frist für die 
fast 36 Millionen Grundsteuererklärungen ein-
malig bis Ende Januar 2023 zu verlängern. 
 
Bisher seien nur zwischen 20 % und 30 % der 
Erklärungen eingegangen, hört man. Wir ha-
ben kurz vor Redaktionsschluss den ersten 
Bescheid über den Grundsteuerwert erhalten. 
Bei uns war Sachsen vorn. Der Bescheid 
ergeht zum 1.1.2022. Gleichzeitig ergeht be-
reits der Folgebescheid, nämlich der Bescheid 
über den Grundsteuermessbetrag zum 
1.1.2025. 
 
Wir finden, die Verwaltung hat ausreichend 
Zeit für die Bearbeitung bis zu 1.1.2025; inso-
weit war schon eingangs nicht nachvollziehbar, 
warum die Steuerpflichtigen nur 4 Monate Zeit 
für die Erklärung haben sollten und die Verwal-
tung dann 27 Monate für die Folgebearbeitung 
haben soll. Sicher die Gemeinden brauchen 
schon vorher eine Übersicht, um die Hebesät-
ze festzulegen, aber 4:27, das schaffen ja 
nicht mal die Bayern. 
 
 
2. Drittes Entlastungspaket und weitere 

Maßnahmen 
 
Die Bundesregierung hat ein drittes Maßnah-
menpaket auf den Weg gebracht. Dieses soll 
die Bürger in Zeiten der Inflation und hohen 
Energiepreise unterstützen. Zu den geplanten, 
aber noch nicht endgültig beschlossenen 
Maßnahmen gehören u. a. folgende Punkte: 
 
· Rentner sollen zum 1.12.2022 eine einma-

lige Energiepreispauschale in Höhe von 
300 Euro erhalten, die von der Deutschen 
Rentenversicherung ausgezahlt werden 
soll. Dies hatten wir bereits in unserer Ok-
tober-Ausgabe berichtet (vgl. dort Ziffer 3.) 

 
· Studenten und Fachschüler sollen eine 

Einmalzahlung in Höhe von 200 Euro er-
halten. 

 
· Für die Jahre 2023 und 2024 ist eine Er-

höhung des Kindergeldes vorgesehen. 
Für die ersten zwei Kinder pro Familie soll 
sich der Kindergeldbetrag um 18 Euro er-
höhen. Eine Familie mit zwei Kindern hat 
so 432 Euro pro Jahr mehr zur Verfügung. 

 
· Zum 1.1.2023 könnte sich der Kinderzu-

schlag auf monatlich 250 Euro erhöhen. 
Die Regelung soll zunächst bis zur Einfüh-
rung der Kindergrundsicherung gelten und 
dann wegfallen. Ein genauer Zeitpunkt da-
für steht noch nicht fest. 

 
· Die Höchstgrenze für Midijobs soll zum 

1.1.2023 auf monatlich 2.000 Euro stei-
gen. Durch die Erhöhung würden die Ar-
beitnehmer deutlich weniger Beiträge zur 
Sozialversicherung zahlen und so entlas-
tet werden. Im Oktober 2022 wurde der 
Betrag auf 1.600 Euro angehoben. 

 
· Nach dem Erfolg des 9-Euro-Tickets wird 

nun von Bund und Ländern an einer 
Nachfolgelösung gearbeitet. Ziel ist ein Ti-
cket, welches bundesweit für einen er-
schwinglichen Preis erworben werden 
kann. Dazu wurde erwogen zum 1. Januar 
2023 ein 49-Euro-Ticket einzuführen. Zum 
Redaktionsschluss war ein entsprechen-
der Streit, wer die Kosten für dieses Ticket 
übernimmt, noch nicht geschlichtet.  
 

· Der Umsatzsteuersatz in der Gastronomie 
soll auch in 2023 zunächst bei 7 % liegen 
und nicht wieder auf 19 % erhöht werden. 

 
· Weiterhin verweisen wir an dieser Stelle 

auf weitere Vergünstigungen, die im 
Rahmen des geplantes Jahressteuerge-
setzes 2022 vorgesehen sind, über das 
wir unter Ziffer 1. im Oktober-Rund-
schreiben berichtet hatten (z.B. Entfris-
tung der Homeoffice-Pauschale, vollstän-
diger Sonderausgabenabzug der Alters-
vorsorgeaufwendungen ab 2023, Erhö-
hung des Sparer-Pauschbetrags). 
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3. Gesetz zur temporären Senkung des 

Umsatzsteuersatzes auf Gaslieferun-
gen über das Erdgasnetz inklusive In-
flationsausgleichsprämie 

 
· Wirksamkeit entfaltet bereits das am 

7.10.2022 vom Bundesrat angenommene 
Gesetz zur temporären Senkung des Um-
satzsteuersatzes auf Gaslieferungen über 
das Erdgasnetz. Rückwirkend vom 1. Ok-
tober an soll Gas sowie Fernwärme nur 
noch mit sieben Prozent statt bisher 19 
Prozent besteuert werden, befristet bis 
zum 31. März 2024. Die ersten Versorger 
haben bereits die Senkung der Voraus-
zahlungen angekündigt, gleichzeitig mit 
der Rückgängigmachung der nicht zum 
Gesetz gewordenen Gasumlage.  

 
· Bedeutsam ist auch eine 2. Neuregelung, 

die sich – überraschend – in diesem Ge-
setz befindet. So befreit das Gesetz Zah-
lungen der Arbeitgeber zum Ausgleich der 
hohen Inflation bis zu einer Höhe von 
3.000 Euro von der Steuer- und Sozial-
versicherungspflicht. Diese Änderung war 
erst im Laufe der Bundestagsberatung – 
quasi huckepack – in das Gesetz aufge-
nommen worden und entstammt dem 
Koalitionsausschusspapier vom 3. Sep-
tember 2022.  
 
Die Eckpunkte sind hier: 
 
o Der Begünstigungszeitraum ist befris-

tet - vom Tag nach der Verkündung 
des Gesetzes bis zum 31. Dezember 
2024. Der großzügige Zeitraum gibt 
den Arbeitgeberinnen und Arbeitge-
bern Flexibilität. 

o In diesem Zeitraum sind Zahlungen 
der Arbeitgeberinnen und Arbeitgeber 
bis zu einem Betrag von 3.000 Euro 
steuer- und sozialversicherungsfrei 
möglich. 

o Gezahlt werden kann auch in mehre-
ren Teilbeträgen. 

o Die Inflationsausgleichsprämie muss 
zusätzlich zum ohnehin geschuldeten 
Arbeitslohn gewährt werden. Jeder 
Arbeitgeber kann die Steuer- und Ab-
gabenfreiheit für solche zusätzlichen 
Zahlungen nutzen. 

 
o Zudem wird die Arbeitslosengeld 

II/Sozialgeld-Verordnung dahingehend 
ergänzt, dass die Inflationsausgleichs-
prämie bei einkommensabhängigen So-
zialleistungen nicht als Einkommen an-
gerechnet wird. 

 
 

4. Steuerliche Berücksichtigung von 
Spenden 

 
Die Vorweihnachtszeit ist jedes Jahr der Zeit-
raum, in dem am meisten gespendet wird. 
Neben der „guten Tat“ können die Steuer-
pflichtigen auch noch von einer steuerlichen 
Vergünstigung profitieren, denn geleistete 
Spenden können die Einkommensteuer min-
dern. 
 
Es gibt drei Arten von Spenden zwischen de-
nen unterschieden wird: Das sind zum einen 
die Spenden zur Förderung gemeinnütziger 
und steuerbegünstigter Zwecke. Dazu gehören 
keine Vereine, die insbesondere der Freizeit-
gestaltung dienen. Diese Art von Spenden 
können Steuerpflichtige bis zu einer Höhe von 
20 % des Gesamtbetrags der Einkünfte oder 
bei Personen mit Gewinneinkünften bis zu 4 ‰ 
der Summe der gesamten Umsätze und der im 
Kalenderjahr aufgewendeten Löhne und Geh-
älter geltend machen. Falls der Spendenbetrag 
diesen Höchstbetrag übersteigt, wird der Diffe-
renzbetrag in das Folgejahr vorgetragen. Die 
steuerliche Berücksichtigung verhält sich so 
auch bei Spenden in den Vermögensstock 
einer Stiftung. Diese sind einkommensunab-
hängig bis zu einem Betrag von 1 Mio. Euro 
(oder 2 Mio. Euro bei Zusammenveranlagung) 
innerhalb eines Zeitraums von zehn Jahren 
berücksichtigungsfähig. 
 
Die steuerliche Berücksichtigung von Spenden 
und Mitgliedsbeiträgen an politische Parteien 
unterscheidet sich von den anderen beiden 
Arten von Spenden. Wenn Steuerpflichtige 
eine solche Spende leisten, wird davon eine 
Ermäßigung der Einkommensteuer von 50 % 
gewährt, höchstens jedoch 825 Euro. Dies 
hängt von der Höhe der geleisteten Spende 
ab. Übersteigt der Spendenbetrag 1.650 Euro, 
kann der Differenzbetrag als Sonderausgabe 
geltend gemacht werden. Für Ehegatten gelten 
die doppelten Beträge. 



 

Stand: Oktober 2022  4 

 
Damit das Finanzamt den Spendenbetrag an-
erkennt, ist ein vereinfachter Spendennach-
weis notwendig. Bis zu einem Betrag von 300 
Euro pro Spende ist dieser nicht notwendig, da 
es sich bis zu dem Betrag um eine Kleinbe-
tragsspende handelt. Für das Finanzamt reicht 
dann auch der Kontoauszug, soweit auf die-
sem alle erforderlichen Informationen wie 
Empfänger, Betrag, Tag der Buchung, Spen-
denbezeichnung und natürlich Name und Kon-
tonummer des Spendenden vorhanden sind. 
 
 
5. Grunderwerbsteuer bei Grundstück 

mit Weihnachtsbäumen – jahreszeit-
lich aktuell 

 
Beim Erwerb eines Grundstücks fällt grund-
sätzlich Grunderwerbsteuer an. Die Bemes-
sungsgrundlage ist in den meisten Fällen der 
Anschaffungspreis laut Kaufvertrag, der sich 
auf das erworbene Grundstück und seine we-
sentlichen Bestandteile bezieht. Sog. Schein-
bestandteile sind dabei aber von der Grunder-
werbsteuer ausgenommen. Zu den wesentli-
chen Bestandteilen eines Grundstücks gehö-
ren alle Gegenstände, die auf Dauer ausge-
legt, fest mit dem Boden verbunden sind. 
Scheinbestandteile dagegen bestehen nur für 
einen vorübergehenden Zweck, selbst wenn 
eine feste Verbindung mit dem Boden vorliegt. 
 
Anhand dieser Grundsätze entschied der Bun-
desfinanzhof (BFH) einen Fall. Ein Steuer-
pflichtiger hatte dabei ein Grundstück erwor-
ben, welches zum Teil mit einer Weihnachts-
baumkultur bepflanzt war. Das Finanzamt setz-
te, unabhängig der Bepflanzung, Grunder-
werbsteuer für das gesamte Grundstück fest. 
Zu Unrecht wie der BFH entschied.  
 
Bei der Weihnachtsbaumkultur liegt ein 
Scheinbestandteil vor, da die Bäume von An-
fang an dafür gepflanzt wurden, nach einer 
bestimmten Zeit wieder gefällt, veräußert und 
damit vom Grundstück entfernt zu werden. 
Gleiches gilt für Baumschulen. 
 
Anmerkung: Möglicherweise ein Urteil, über 
das nur Steuerberater schmunzeln können. 
Humordeformation, so der Befund. 
 

 
6. Ausgaben und Einnahmen steuer-

wirksam zeitlich verlagern 
 
Im Steuerrecht gilt in vielen Bereichen das sog. 
Zu- und Abflussprinzip. Insbesondere bei Ar-
beitnehmern kann es vorteilhaft sein, variable 
Gehaltsbestandteile oder berufsbezogene 
Ausgaben vorzuziehen oder in das nächste 
Jahr zu verlagern. Liegen z.B. die Werbungs-
kosten unter dem Pauschbetrag von 1.200 
Euro (bis 1.1.2022: 1.000 Euro) können noch 
ausstehende Aufwendungen (z.B. für Arbeits-
mittel) in das neue Jahr verschoben werden. 
 
Die Möglichkeit der Verlagerung besteht auch 
bei den Einkünften aus Vermietung und Ver-
pachtung. Hier können z.B. die Zahlung von 
Reparaturen noch im laufenden Jahr oder im 
neuen Jahr vorgenommen werden, um steu-
erwirksame Aufwendungen in das gewünschte 
Jahr zu verlagern. 
 
Bei kostenintensiveren Maßnahmen an be-
stimmten Gebäuden kann es im Hinblick auf 
die Steuerprogression günstiger sein, an sich 
sofort abziehbare Erhaltungsaufwendungen 
auf Antrag in der jeweiligen Steuererklärung 
gleichmäßig auf 2 bis 5 Jahre zu verteilen. 
Voraussetzung: Es handelt sich um Aufwen-
dungen für ein vermietetes Gebäude im Privat-
vermögen, das überwiegend Wohnzwecken 
dient. Erhaltungsaufwendungen dienen der 
zeitgemäßen Substanzerhaltung des Gebäu-
des. 
 
Hinweis: Bei wiederkehrenden Aufwendun-
gen, die innerhalb von 10 Tagen vor oder nach 
dem 31.12. bezahlt werden und noch das je-
weils andere Kalenderjahr betreffen, liegt ein 
Sonderfall vor. Hier sollte ggf. steuerlicher Rat 
eingeholt werden. 
 
 
7. Betriebliche Schuldzinsen bei Über-

entnahme 
 
Es ist noch nicht lange her, als das Bundesver-
fassungsgericht entschied, dass der bisher 
angewandte Zinssatz von 0,5 % pro Monat für 
Erstattungs- und Nachzahlungszinsen nicht 
mehr verfassungsgemäß ist. Daraufhin wurde 
dieser Zinssatz auf 0,15 % pro Monat gesenkt. 
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Während die Problematik bei Zinsen für Erstat-
tungen und Nachzahlungen dadurch geklärt 
wurde, gilt für die Berechnung der nicht ab-
ziehbaren Schuldzinsen der Überentnahmen 
immer noch der Zinssatz von 6 %. Das wirft 
nun die Frage auf, ob ein Verstoß gegen den 
allgemeinen Gleichheitssatz und das Über-
maßverbot vorliegt. 
 
Inzwischen ist das Bundesministerium der 
Finanzen dem Verfahren beigetreten. Entge-
gen der Meinung der betroffenen Steuerpflich-
tigen vertritt es die Auffassung, dass 6 % für 
die Ablehnung des Schuldzinsenabzugs beim 
Vorliegen von Überentnahmen durchaus zu-
lässig sind, da sich die Berechnung der Über-
entnahmen – allein aus rechtlichen Gründen - 
nicht mit der Zinsberechnung für Erstattungen 
und Nachzahlungen vergleichen lässt und 
deshalb gerechtfertigt ist. 
 
Der Bundesfinanzhof hat den Fall zur Ent-
scheidung wieder zurück an das Finanzgericht 
verwiesen. Dieses hat nun zu prüfen, ob die 
Schuldzinsen betrieblich veranlasst sind. An-
schließend wäre zu überprüfen, ob und inwie-
weit der Betriebsausgabenabzug im Hinblick 
auf Überentnahmen eingeschränkt ist. 
 
 
8. Lohnsteuer-Ermäßigung und der Ein-

trag von Freibeträgen 
 
Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer, die ho-
he Kosten haben, weil sie z.B. weite Wege zur 
Arbeit fahren, aus beruflichen Gründen eine 
Zweitwohnung unterhalten, Kinderbetreuungs-
kosten oder Unterhaltszahlungen haben, kön-
nen sich beim Finanzamt einen Steuerfreibe-
trag in die ELStAM eintragen lassen. Der Frei-
betrag muss für das laufende Jahr bis zum 30. 
November eingetragen werden, er wird dann in 
der Dezember-Lohnabrechnung berücksichtigt.  
 
Mit einem Antrag auf Lohnsteuer-Ermäßigung 
können auch die Kosten für eine Haushaltshil-
fe oder für energetische Sanierungsmaßnah-
men bei zu eigenen Wohnzwecken genutzten 
Gebäuden vorab als Freibetrag berücksichtigt 
und so die monatlichen steuerlichen Belastun-
gen beim Lohnsteuerabzug reduziert werden. 
Der Steuerfreibetrag kann für einen Zeitraum 
von zwei Jahren beantragt werden. Bei den 
vorab genannten Aufwendungen handelt es 
sich nicht um eine abschließende Aufzählung. 

 
9. Kein Vorsteuerabzug für Stromspei-

cher einer PV-Anlage 
 
Inzwischen befinden sich auf vielen Dächern 
PV-Anlagen zur Stromerzeugung. Einige der 
Eigentümer haben sich zu der Anlage noch 
einen Stromspeicher einbauen lassen. Obwohl 
dieser fest mit der PV-Anlage verbunden ist, 
führt die Anschaffung aber nicht automatisch 
zu einem Vorsteuerabzug. Es ist in den Einzel-
fällen zu prüfen, ob es sich bei dem ange-
schafften Stromspeicher um Unternehmens- 
oder Privatvermögen handelt. So entschied 
das Finanzgericht (FG).  
 
Zu der Entscheidung kam es, als ein Ehepaar 
als GbR eine PV-Anlage erwarb und einige 
Jahre später noch einen Stromspeicher dafür 
einbauen ließ. Dieser speicherte den erzeug-
ten Strom für die spätere, ausschließlich pri-
vate Versorgung. Die GbR beantragte beim 
Finanzamt den Vorsteuerabzug, der jedoch 
verwehrt wurde. Bei der nachträglichen An-
schaffung sei von einem privaten Stromspei-
cher auszugehen, der nicht unternehmerisch 
genutzt werden würde. Daran würde auch die 
unternehmerisch genutzte PV-Anlage nichts 
ändern, da beide Geräte unabhängig vonei-
nander auf ihre jeweilige Nutzung geprüft wer-
den. 
 
Das FG übernahm diese Auffassung. Dadurch, 
dass der Speicher nur Strom für den privaten 
Gebrauch einspeichert, liegt hier keine unter-
nehmerische Nutzung vor. Weder wird ein 
Nutzungsentgelt an die GbR gezahlt, noch 
dient der Speicher der Erzielung von Einnah-
men. Das FG merkte noch an, dass es für den 
Vorsteuerabzug eines Stromspeichers uner-
heblich ist, ob dieser gleichzeitig mit der PV-
Anlage angeschafft wird oder erst nachträglich. 
Dabei ist allerdings zu beachten, dass zur Zeit 
noch Verwaltungsanweisungen vorliegen, die - 
entgegen dieser Entscheidung - vorsehen, den 
betroffenen Steuerpflichtigen die Vorsteuer bei 
einer gleichzeitigen Anschaffung von PV-
Anlage und Stromspeicher zu gewähren. 
 
Anmerkung: In der Oktober-Ausgabe hatten 
wir berichtet, dass der Gesetzgeber im Rah-
men des Jahressteuergesetzes 2022 die The-
matik der Photovoltaikanlagen sowohl bei der 
Umsatz- als auch bei der Ertragsteuer verein-
fachen möchte. Das zitierte Urteil zeigt, dass 
eine solche Vereinfachung bitter notwendig ist. 
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10. Knock-out-Zertifikate sind keine Ter-

mingeschäfte 
 
Nach den Vorgaben des Einkommensteuerge-
setzes unterliegen Verluste aus Terminge-
schäften in der Regel einem Ausgleichs- und 
Abzugsverbot. Der Gesetzgeber hat für diese 
eher riskanten Geschäfte gerechtfertigte Be-
schränkungen festgelegt, denn die Verluste 
können nur eingeschränkt mit entsprechenden 
Gewinnen verrechnet werden.  
 
Durch den Bundesfinanzhof (BFH) wurde kürz-
lich entschieden, dass der Verlust aus dem 
fallenden Kurs von Knock-out-Produkten in 
Form von Zertifikaten (hier: „Unlimited Turbo 
Bull-Zertifikaten“) steuerlich voll abziehbar ist 
und nicht unter das Ausgleichs- und Abzugs-
verbot für Termingeschäfte fällt.  
 
Der BFH erläutert, dass die gesetzlichen Be-
schränkungen nicht in jedem Fall anzuwenden 
sind, sondern nur, wenn sog. Termingeschäfte 
vorliegen. Bei Knock-out-Produkten in Form 
von Zertifikaten liegen gewöhnliche Schuldver-
schreibungen vor. Ein Termingeschäft ist von 
Kassageschäften abzugrenzen, bei denen der 
Leistungsaustausch sofort oder innerhalb kür-
zester Zeit erfolgen muss. 
 
 
11. Sozialversicherungspflicht eines Ge-

sellschafter-Geschäftsführers 
 
Bei der Beurteilung, ob bei einem GmbH-
Geschäftsführer Sozialversicherungspflicht 
vorliegt, wird nicht allein auf die Bestimmungen 
im Geschäftsführervertrag abgestellt. Ist ein 
GmbH-Geschäfts-führer zugleich als Gesell-
schafter am Kapital der Gesellschaft beteiligt, 
sind der Umfang der Kapitalbeteiligung und 
das Ausmaß des sich daraus für ihn ergeben-
den Einflusses auf die Gesellschaft ein we-
sentliches Merkmal bei der Abgrenzung von 
abhängiger Beschäftigung und selbstständiger 
Tätigkeit. 
 
Ein Gesellschafter. Geschäftsführer ist nicht 
per se kraft seiner Kapitalbeteiligung selbst-
ständig tätig, sondern muss über seine Gesell-
schafterstellung hinaus die Rechtsmacht besit-
zen, durch Einflussnahme auf die Gesellschaf-
terversammlung die Geschicke der Gesell-
schaft bestimmen zu können.  
 
 

 
Eine solche Rechtsmacht ist bei einem Gesell-
schafter gegeben, der mehr als 50 v.H. der 
Anteile am Stammkapital hält. Ein Geschäfts-
führer, der nicht über diese Kapitalbeteiligung 
verfügt und damit als Mehrheitsgesellschafter 
ausscheidet, ist dagegen grundsätzlich abhän-
gig beschäftigt. 
 
Hält ein Gesellschafter nicht mehr als 50 % der 
Gesellschaftsanteile, kann er nach der Recht-
sprechung des Bundesfinanzhofs einem be-
herrschenden Gesellschafter gleichgestellt 
werden, wenn er mit anderen gleichgerichtete 
materielle, d.h. finanzielle Interessen verfol-
genden Gesellschaftern zusammenwirkt, um 
eine ihren Gesellschafterinteressen entspre-
chende Willensbildung der Kapitalgesellschaft 
herbeizuführen. 
 
Das Landessozialgericht Baden-Württemberg 
hat dazu entschieden, dass darauf jedoch im 
Sozialversicherungsrecht gerade nicht abge-
stellt werden kann. Selbst schuldrechtliche 
Stimmbindungsverträge sind für die Beurtei-
lung der Versicherungspflicht eines Gesell-
schafter-Geschäftsführers unbeachtlich. 
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 Fälligkeitstermine Fällig am 
Umsatzsteuer (mtl.), Lohn- u. Kirchenlohnsteuer,  
Soli.-Zuschlag (mtl.) 10.11.2022 

Gewerbesteuer, Grundsteuer 15.11.2022 

Sozialversicherungsbeiträge  28.11.2022  
 

  
 Basiszinssatz 
 nach § 247 Abs. 1 BGB maßgeblich  
 für die Berechnung von Verzugszinsen 

 seit 1.7.2016 = - 0,88 % 
 1.1.2015 – 30.6.2016 = - 0,83 % 
 1.7. – 31.12.2014 = - 0,73 % 
 1.1. – 30.6.2014 = - 0,63 % 

 
Ältere Basiszinssätze finden Sie im Internet unter: 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz 
  
  
 Verzugszinssatz ab 1.1.2002: 
 (§ 288 BGB) 

Rechtsgeschäfte mit Verbrauchern: 
Basiszinssatz + 5 Prozentpunkte 
Rechtsgeschäfte mit Nichtverbrauchern 
(abgeschlossen bis 28.7.2014): Basiszinssatz + 8 Prozentpunkte 
(abgeschlossen ab 29.7.2014): Basiszinssatz + 9 Prozentpunkte 
zzgl. 40 Euro Pauschale 

 
 
 Verbraucherpreisindex 
 (2015 = 100) 

2022: September = 121,1; August = 118,8; Juli = 118,4; Juni = 117,4; 
Mai = 117,3; April = 116,2; März = 115,3; Februar = 112,5;  
Januar = 111,5 
2021: Dezember = 111,1; November = 110,5; Oktober = 110,7 

 
Ältere Verbraucherpreisindizes finden Sie im Internet unter:  

https://www.destatis.de - Konjunkturindikatoren - Verbraucherpreisindex 
  
  

Alle Beiträge sind nach bestem Wissen zusammengestellt. Eine Haftung für deren Inhalt 
kann jedoch nicht übernommen werden. Für Fragen stehen wir Ihnen gerne zur Verfügung 
 

https://www.bundesbank.de/Basiszinssatz
https://www.destatis.de

